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Demokratischen Republik gerichtete Tätig­
keit zum Ziele setzen, in Kenntnis dieser 
Ziele’ oder Tätigkeit in Verbindung tritt, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah­
ren oder mit Verurteilung auf Bewährung 
bestraft.

§220
Staatsverleumdung

(1) Wer in der Öffentlichkeit
1. die staatliche Ordnung oder staatliche 

Organe, Einrichtungen oder gesellschaft­
liche Organisationen oder deren Tätigkeit 
oder Maßnahmen;

2. einen Bürger wegen seiner staatlichen 
oder gesellschaftlichen Tätigkeit, wegen 
seiner Zugehörigkeit zu einem staatlichen 
oder gesellschaftlichen Organ oder einer 
gesellschaftlichen Organisation 
verächtlich macht oder verleumdet, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Verurteilung auf Bewährung, Haft­
strafe, Geldstrafe oder mit öffentlichem 
Tadel bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer in der Öf­
fentlichkeit Äußerungen faschistischen oder 
militaristischen Charakters kundtut.

§221
Herabwürdigung ausländischer 

Persönlichkeiten

Wer in der Öffentlichkeit das Ansehen 
in der Deutschen Demokratischen Republik 
weilender führender Repräsentanten an­
derer Staaten oder einer ausländischen oder 
internationalen Organisation in einer Weise 
herabwürdigt, die geeignet ist, die fried­
liche Zusammenarbeit zwischen den Völ­
kern zu beeinträchtigen und das Ansehen 
der Deutschen Demokratischen Republik 
zu schädigen, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder Verurteilung auf Be­
währung oder mit Geldstrafe ‘bestraft.

§222
Mißachtung staatlicher 

und gesellschaftlicher Symbole

Wer in der Öffentlichkeit die Staats­
flagge, das Staatswappen oder andere staat­
liche oder staatlich anerkannte Symbole 
der Deutschen Demokratischen Republik, 
Symbole der gesellschaftlichen Organisa­
tionen oder Symbole anderer Staaten bös­

willig zerstört, beschädigt, wegndmmt oder 
in anderer Weise verächtlich macht, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Verurteilung auf Bewährung, Haft­
strafe, Geldstrafe oder mit öffentlichem Ta­
del bestraft.

§223 
Beschädigung 

öffentlicher Bekanntmachungen

Wer eine öffentliche Bekanntmachung 
eines staatlichen oder gesellschaftlichen 
Organs oder einer gesellschaftlichen Orga­
nisation böswillig entfernt, beschädigt oder 
verunstaltet und dadurch die Durchfüh­
rung staatlicher oder gesellschaftlicher Tä­
tigkeit oder die Aufrechterhaltung der öf­
fentlichen Ordnung beeinträchtigt, wird von 
einem gesellschaftlichen Organ der Rechts­
pflege zur Verantwortung gezogen oder mit 
Geldstrafe oder mit öffentlichem Tadel be­
straft.

Anmerkung: Beschädigungen öffent­
licher Bekanntmachungen ohne die genann­
ten Folgen können als Ordnungswidrigkeit 
verfolgt werden.

Hinweis: Vgl. §2 der VO über Ord- 
nungswidrigkeiten, abgedr. unter Reg.- 
Nr, 12.

§224
Anmaßung staatlicher Befugnisse

(1) Wer sich eine staatliche Befugnis 
anmaßt und dadurch die ordnungsgemäße 
Tätigkeit staatlicher Organe oder die Rechte 
der Bürger beeinträchtigt, wird mit Frei­
heitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Verurteilung auf Bewährung oder mit 
Geldstrafe bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt 
eine Uniform eines Staatsorgans oder einer 
staatlichen Einrichtung trägt und dadurch 
die ordnungsgemäße Tätigkeit staatlicher 
Organe oder Einrichtungen oder die Rechte 
der Bürger beeinträchtigt

3. Abschnitt 
Straftaten gegen die Rechtspflege

§225
Unterlassung der Anzeige

(1) Wer von dem Vorhaben, der Vorbe­
reitung oder der Ausführung


